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Geschäftszahl 
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Rechtssatz 

Gemäß Art. 83 Abs. 2 lit. e DSGVO sind etwaige frühere Verstöße des Verantwortlichen bei der 
Entscheidung über den Betrag der Geldbuße zu berücksichtigen. Nach den EDSA-Leitlinien 04/2022, Rn. 
94, kann das Vorliegen früherer Verstöße bei der Berechnung der Geldbuße als erschwerender Faktor 
gesehen werden. Lägen keine früheren Verstöße vor, kann dies jedoch nicht als mildernder Umstand 
angesehen werden, weil die Einhaltung der DSGVO die Regel sei. Das VwG berücksichtigte das Fehlen 
früherer Verstöße der Verantwortlichen als Fehlen des Erschwernisgrundes einer "einschlägigen 
Vorstrafe" in dem angefochtenen Erkenntnis. Nach dem Wortlaut des Art. 83 Abs. 2 lit. e DSGVO, der 
auf das Vorliegen früherer Verstöße als Kriterium für die Bemessung der Geldbuße abstellt, sowie nach 
den Ausführungen in den EDSA-Leitlinien war eine darüber hinausgehende Berücksichtigung des 
Fehlens früherer Verstöße der Verantwortlichen gegen die DSGVO als mildernder Umstand nicht 
geboten. 
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